
ten werden im Bereich des Erwerbslebens oft-
mals benachteiligt. Ihre gesundheitliche Versor-
gung ist schlechter als die der übrigen Frauen.
Teilweise werden ihre Hochzeiten noch immer
arrangiert. Der Schutz von sprachlichen oder kul-
turellen Minderheiten ist in Neuseeland nicht in
ausreichendem Maße gesetzlich verankert. ❒

Recht auf Arbeit

ANJA PAPENFUSS

Sozialpakt: 30. und 31. Tagung des Sachver-
ständigenausschusses – Brasiliens Grund und
Boden in den Händen weniger – Ungleichbe-
handlung jüdischer und nichtjüdischer Isra-
elis – Niedriglohnland Rußland

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja Pa-
penfuß, Recht auf Wasser, VN 6/2003 S. 223ff.,
fort.)

Zum ersten Mal seit Bestehen des Ausschusses
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te (CESCR) wurde 2003 ein Thema aus dem Ge-
biet der Arbeitsrechte Gegenstand einer allgemei-
nen Diskussion des 18-köpfigen Sachverständi-
gengremiums. Es ging um den Artikel 6 des In-
ternationalen Paktes über wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Rechte (kurz: Sozialpakt), der
auf der 31. Tagung erörtert wurde: das Recht auf
Arbeit. Es ist wie die anderen Paktrechte von
den Vertragsstaaten »anerkannt«; mit der Um-
setzung freilich ist es eher schlecht bestellt, zu-
mal die meisten Vertragsstaaten die Paktrechte
nicht ins nationale Recht übernehmen. Grundla-
ge der Aussprache über Artikel 6 war ein von ei-
nem Ausschußmitglied in Zusammenarbeit mit
der ILO und mit Unterstützung der deutschen
Friedrich-Ebert-Stiftung vorbereitetes Arbeits-
papier. Bei dessen Erstellung waren drei Pro-
bleme aufgetaucht. Zum einen die Schwierig-
keit, das Recht auf Arbeit vom Recht »auf ge-
rechte und günstige Arbeitsbedingungen« (Arti-
kel 7) und dem Recht auf die Gründung von Ge-
werkschaften (Artikel 8) zu trennen. Zweitens
die Schwierigkeit der inhaltlichen Ausgestaltung
etwa in bezug auf Kinderarbeit, die auch unter
Artikel 10 (Schutz der Familie und der Jugendli-
chen) gefaßt werden könnte, und drittens die Un-
terscheidung zwischen formeller und informel-
ler Arbeit. Die Debatte soll später in die Abgabe
einer Allgemeinen Bemerkung des CESCR zu
Artikel 6 einmünden.
Erörtert wurden von den Sachverständigen auch
Vorschläge des UN-Generalsekretärs, die darauf
abzielen, die Arbeit der bestehenden Vertrags-
organe des Menschenrechtsschutzes zu straffen.
Der CESCR lehnte die Anregung, seitens der
Staaten nur noch jeweils einen umfassenden Be-
richt über die Umsetzung aller Menschenrechts-
verträge vorzulegen (statt separater Berichte für
jeden Ausschuß), als unter den gegebenen Um-
ständen weder sinnvoll noch praktikabel ab. Et-
was anderes sei es, wenn es in Zukunft einen stän-
dig tagenden Ausschuß gäbe, der für alle Ver-
träge zuständig sei. Bis dahin sei es effizienter,
den ersten umfassenden ›Kernbericht‹ (Core Do-
cument), den die Vertragsstaaten einreichen müs-

sen, so zu erweitern, daß er Informationen bein-
haltet, die von den meisten Verträgen verlangt
werden.
Eine neue gemeinsame Sachverständigengruppe
von UNESCO und CESCR, die mit der Über-
wachung der Umsetzung des Rechts auf Bildung
befaßt ist, hielt am 19. Mai 2003 in Paris ihr er-
stes Treffen ab. Dabei ging es unter anderem
darum, die Arbeit des CESCR im Hinblick auf
dieses Recht mit dem bei der UNESCO zustän-
digen Ausschuß für Konventionen und Empfeh-
lungen abzugleichen.
Dem regulären Turnus entsprechend fanden 2003
in Genf zwei dreiwöchige Tagungen statt (30.
Tagung: 5.–23.5.; 31. Tagung: 10.–28.11.). Ins-
gesamt zehn Staatenberichte wurden behandelt.
Bei Ende der 31. Tagung hatten 148 Staaten den
Sozialpakt ratifiziert, also zwei Staaten mehr als
im Vorjahr (die Neuzugänge waren Dschibuti
und Timor-Leste).

30. Tagung

In Luxemburg ist ein insgesamt hohes Niveau
der Umsetzung der Paktrechte erreicht. Positiv
bewertet wurde, daß der Staat mehr als 0,7 vH
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für Entwick-
lungshilfe ausgibt und daß eine die Regierung
beratende Menschenrechtskommission einge-
richtet wurde. Wünschenswert sei jedoch, daß
der Sozialpakt Eingang in die Rechtsprechung
findet, daß der Grundsatz der Gleichstellung von
Mann und Frau in die Verfassung aufgenom-
men und daß die Bearbeitungszeit von Asylan-
trägen verkürzt wird. Des weiteren empfahl der
CESCR, Maßnahmen gegen die hohe Arbeits-
losigkeit unter Jugendlichen zu ergreifen sowie
sich mit dem Problem der relativ hohen Selbst-
mordrate zu befassen.
Brasilien hat den Pakt erst 1992 ratifiziert. Dem
Ausschuß lag daher der erste Bericht des Lan-
des vor, in dem ausführlich auf alle Artikel des
Vertragswerks eingegangen wird. Zu den posi-
tiven Aspekten zählte der CESCR die Verab-
schiedung eines nationalen Menschenrechtspro-
gramms im Jahr 1996 und die Einrichtung eines
dieses Programm überwachenden Sekretariats
für Menschenrechte. Weiterhin sei die Annahme
eines neuen bürgerlichen Gesetzbuchs, das die
Gleichberechtigung von Männer und Frauen po-
stuliert, erfreulich. Der Ausschuß lobte die Fort-
schritte bei der Bekämpfung rassistischer Vor-
urteile, was durch die Ernennung von Personen
afrobrasilianischer Abstammung für hohe Äm-
ter veranschaulicht wird. Zu den Mängeln bei
der Umsetzung des Sozialpakts in Brasilien ge-
hören nach Ansicht der Sachverständigen unter
anderem die anhaltende und extreme Ungleich-
heit zwischen den verschiedenen Regionen, Bun-
desstaaten und Kommunen sowie die ungleiche
Verteilung von Ressourcen, Einkommen und
Zugang zur Grundversorgung. Ebenso besorg-
niserregend seien die tief verwurzelte Benach-
teiligung von Afrobrasilianern und Indigenen,
das Vorhandensein von Zwangsarbeit, zu nied-
rige Mindestlöhne, die Ermordung von landlosen
Bauern und Gewerkschaftlern, die sie unterstüt-
zen, und die Straflosigkeit derartiger Verbrechen.
Zu nennen sei schließlich die hohe Konzentrati-
on von Landbesitz in den Händen weniger. Der
CESCR legte Brasilien dringend Maßnahmen

nahe, um die extreme Ungleichheit bei der Res-
sourcen- und Einkommensverteilung abzubau-
en. Darüber hinaus sollten möglichst bald effek-
tive Schritte eingeleitet werden, um das Verbot
der Diskriminierung von Afrobrasilianern und
Indigenen durchzusetzen sowie der Ungleichbe-
handlung von Frauen und Männern entgegenzu-
wirken. Brasilien solle außerdem den nationalen
Aktionsplan zur Abschaffung der Sklaverei um-
setzen, alle diskriminierenden Bestimmungen,
die im Strafrecht enthalten sind, streichen und den
sozialen Wohnungsbau fördern.
Der Ausschuß zeigte sich erfreut über die nach-
haltigen Bemühungen der Regierung Neusee-
lands, den Maori ihre Rechte aus dem Pakt zu-
zusichern, und über die Verabschiedung eines
neuen Gesetzes, das einem von beiden Eltern-
teilen zwölf Wochen bezahlten Erziehungsur-
laub gewährt. Besorgt waren die Experten über
die relativ hohe Jugendarbeitslosigkeit und über
die weiterhin bestehende ungleiche Bezahlung
von Frauen und Männern, über den schwierigen
Zugang der Ureinwohner zum Bildungswesen
und ihren vergleichsweise schlechten Gesund-
heitszustand. Der CESCR legte der Regierung
nahe, die Übereinkommen 87, 117 und 118 der
ILO zu ratifizieren und ihre Vorbehalte zu Arti-
kel 8 des Sozialpakts zurückzunehmen. Sie sol-
le sich darüber hinaus stärker um die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen bemühen (vor al-
lem im Hinblick auf gleiche Bezahlung) und ein
Armutsbekämpfungsprogramm aufstellen, an-
hand dessen Armutsstrukturen insbesondere un-
ter den benachteiligten und marginalisierten Be-
völkerungsgruppen festgestellt und angegangen
werden können.
Besonders im Bereich Gesundheitsvorsorge ha-
be man in Island Fortschritte gemacht. So sei
die Verabschiedung zweier Gesetze – eines neu-
en Gesetzes zur Förderung der öffentlichen Ge-
sundheit und eines gegen den Tabakgenuß –
positiv zu bewerten. Nach dem Tabakkontroll-
gesetz soll der Verkauf von Tabakwaren einge-
schränkt und das Werbeverbot durchgesetzt wer-
den. Unzureichend sei die Höhe der Gelder, die
für die Entwicklungszusammenarbeit bereitge-
stellt werde. Mit lediglich 0,16 vH des BIP liegt
Island weit unter dem international vereinbarten
0,7 vH. Auch in Island stellten die Sachverstän-
digen eine Ungleichbehandlung bei der Bezah-
lung zwischen Frauen und Männern fest. Be-
sorgt war man über die relativ hohe Anzahl an
Arbeitsunfällen zu Lande und auf See und über
den hohen Alkohol- und Drogenkonsum beson-
ders bei Jugendlichen. Der CESCR empfahl der
Regierung, dafür zu sorgen, daß Menschen mit
Behinderungen die gleichen Arbeitsbedingun-
gen vorfinden wie Nichtbehinderte, daß die hohe
Unfallquote am Arbeitsplatz gesenkt wird, daß
ein Gesetz gegen häusliche Gewalt verabschie-
det wird und daß Staatsbedienstete im Justizwe-
sen besser über die Rechte aus dem Sozialpakt
in Kenntnis gesetzt werden.
Zu Israels zweitem Bericht bemerkte der Aus-
schuß an, daß die Schritte zur Umsetzung des
Mehrjahresplans zur Entwicklung der Gemein-
den der arabischen Israelis aus dem Jahre 2000
begrüßenswert seien. Ebenso positiv seien die
verschiedenen Maßnahmen zugunsten benachtei-
ligter Gruppen in der Bevölkerung (Affirmative
Action) und die Verbesserung der Bedingun-
gen für ausländische Arbeitnehmer. Erneut be-
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sorgt zeigte sich der CESCR jedoch angesichts
der Weigerung Israels, über die besetzten Ge-
biete Bericht zu erstatten. Gleiches gilt für die
fortgesetzte unterschiedliche Behandlung von
Juden und Nichtjuden – insbesondere Araber
und Beduinen – in dem Vertragsstaat. Unzufrie-
denstellend sei der Status einer ›jüdischen Na-
tionalität‹, der zur Bevorzugung von Personen
dieser Kategorie führe. Der Ausschuß bedauer-
te sehr, daß Israel ausschließlich über die israe-
lischen Siedler in den besetzten Gebieten be-
richte, nicht jedoch über die anderen Bewohner
dieses Territoriums. Der CESCR äußerte Besorg-
nis über die beklagenswerten Lebensbedingun-
gen, unter denen die Palästinenser in den be-
setzten Gebieten leben, und über die dortige ho-
he Arbeitslosigkeit von mehr als 50 vH als Fol-
ge der Aussperrungen, die Palästinenser daran
hindern, in Israel zu arbeiten. Besonders besorgt
äußerten sich die Ausschußmitglieder über den
Bau des ›Sicherheitszauns‹ um die besetzten
Gebiete herum und über den eingeschränkten
Zugang zu Wasser für die Palästinenser. Der
CESCR wiederholte seine tiefe Besorgnis über
fortgesetzte Praktiken des Vertragsstaats wie
die Zerstörung von Häusern, Landbeschlagnah-
mungen und Beschränkungen von Wohn- und
Bleiberechten. Der Ausschuß empfahl Israel, sich
dieser Bedenken anzunehmen und die Empfeh-
lungen des Gremiums von 1998 und 2000 um-
zusetzen. Er wiederholte seine Auffassung, daß
der Vertragsstaat auch für die Umsetzung des
Sozialpakts in den besetzten Gebieten verant-
wortlich sei, und forderte die Regierung auf, aus-
führliche Informationen darüber im nächsten
(Mitte 2008 fälligen) Bericht nachzureichen.

31. Tagung

1998 wurde in Moldau – das seinen Erstbericht
vorlegte – ein Menschenrechtszentrum errich-
tet, das aus drei Ombudspersonen besteht. Der
Ausschuß begrüßte diesen Schritt ebenso wie
die Verabschiedung eines nationalen Menschen-
rechtsaktionsplans im Jahre 2000 sowie die Ra-
tifizierung von sechs der sieben internationalen
Menschenrechtsübereinkommen. Der CESCR
stellte fest, daß in Moldau das Problem der Kor-
ruption eine große Rolle spiele und daß die
niedrigen Gehälter der Staatsbeamten und Rich-
ter nicht dazu beitrügen, dieses Problem in den
Griff zu bekommen. Bedenklich seien auch die
hohe Arbeitslosenrate, die fehlenden Arbeits-
möglichkeiten und die generell niedrigen Löh-
ne, was zusammengenommen zu massiven Ab-
wanderungserscheinungen führe. Negativ seien
das Ausmaß des Menschenhandels, insbesonde-
re von Frauen, die hohe Armutsrate und der An-
stieg von Fällen von Tuberkulose und HIV/Aids.
Der CESCR empfahl der Regierung unter ande-
rem, ihre Bemühungen zur Korruptionsbekäm-
pfung zu verstärken, den interkulturellen Dialog
zwischen den verschiedenen ethnischen Grup-
pen im Lande zu fördern, einen gesetzlichen Min-
destlohn einzuführen sowie bei der Reform des
Sozialversicherungssystems die Bedürfnisse der
besonders benachteiligten Gruppen angemessen
zu berücksichtigen.
Bei der Erörterung des ersten Berichts Jemens
begrüßte der CESCR die Schaffung eines ober-
sten nationalen Menschenrechtsausschusses so-

wie eines nationalen Ausschusses für Frauen.
Letzterer sei auch für die Ausarbeitung und den
Entwurf frauenrelevanter Gesetze zuständig. Mit
Besorgnis zur Kenntnis nahm der Ausschuß al-
lerdings die De-facto-Diskriminierung innerhalb
der jemenitischen Gesellschaft, vor allem von
Randgruppen, die mit pejorativen Bezeichnun-
gen (Akhdam, Ahjar oder Zubud) belegt wer-
den. Auch der Status der Frauen sei trotz der Be-
mühungen der Regierung nicht zufriedenstel-
lend. Die vorherrschenden Sitten und Gebräu-
che führten nach Ansicht des CESCR zu sub-
stantiellen Diskriminierungen im Familien- und
Erbrecht. Auch fehle es an Gesetzen gegen häus-
liche und sexuelle Gewalt sowie an einer flächen-
deckenden medizinischen und ärztlichen Grund-
versorgung. Die anhaltende Wasserkrise stelle
einen alarmierenden ökologischen Notstand dar,
der sich negativ auf den Gesundheitszustand der
Bevölkerung auswirke. Der CESCR empfahl Je-
men, zuvörderst gegen die tatsächliche Benach-
teiligung von Frauen in der Gesellschaft vorzu-
gehen, in Einklang mit Artikel 3 des Paktes. Es
solle darüber hinaus ein System für eine ange-
messene Bezahlung einführen, die einen eben sol-
chen Lebensstandard gewährleiste, Maßnahmen
gegen häusliche Gewalt ergreifen, seine Bemü-
hungen verstärken, gegen Säuglings- und Müt-
tersterblichkeit vorzugehen, sowie Strategien,
Pläne, Gesetze oder andere Maßnahmen ergrei-
fen, um das Wasserproblem in den Griff zu be-
kommen.
Bei der Umsetzung des Paktes in Guatemala
seien als positive Ansätze zu werten, die Verab-
schiedung eines Gesetzes zur Einrichtung einer
parlamentarischen Menschenrechtskommission
und eines Ombudsman für Menschenrechte. Die-
ser habe bereits einen Managementplan für die
Periode 2002 bis 2007 vorgelegt. Ebenso begrü-
ßenswert seien die Bemühungen des Vertrags-
staats, im Hinblick auf die indigene Bevölke-
rung, zum Beispiel die Einrichtung eines Büros
für die Verteidigung der Frauenrechte indigener
Völker sowie einen Erlaß vom Mai 2003, durch
den die Sprachen der Maya, Garifuna und Xin-
ka anerkannt und gefördert werden sollen. Zu
den Mängeln bei der Umsetzung des Paktes zähl-
te der CESCR die ungenügenden Fortschritte,
die das Land nach dem Inkrafttreten des Frie-
densabkommens 1996 gemacht habe. Dieses Ab-
kommen habe nach 30 Jahren Bürgerkrieg die
Grundlage für Versöhnung und die Förderung der
Menschenrechte geschaffen. Immer noch herr-
schten jedoch Gewalt, Einschüchterung, Korrup-
tion und Straflosigkeit im Lande vor, was insbe-
sondere für die indigene Bevölkerung nachteili-
ge Auswirkungen habe; die Armutsquote liegt
mit 73,8 vH bei der indigenen Bevölkerung fast
doppelt so hoch wie bei der nichtindigenen
(40,6 vH). Guatemala habe bisher zu wenig un-
ternommen, um durch den Bürgerkrieg ausein-
andergerissene Familien wieder zusammenzu-
führen. Der CESCR empfahl der Regierung, vor
allem Maßnahmen gegen die Diskriminierung
von Indigenen zu ergreifen, aber auch gegen die
Benachteiligung von Frauen in allen Lebens-
bereichen vorzugehen. Des weiteren müsse der
Vertragsstaat darauf achten, die Mindestlöhne
den Lebenshaltungskosten anzupassen, das na-
tionale Sozialversicherungssystem auf die Land-
arbeiter und Hausangestellten auszuweiten und
das Problem der Kinderarbeit anzugehen.

Die Verabschiedung eines Gesetzes über politi-
sche Parteien in Rußland, das die Förderung der
Beteiligung von Frauen am politischen Leben
vorsieht, wurde von den Sachverständigen posi-
tiv bewertet. Ebenso erfreulich sei die Verab-
schiedung eines neuen Arbeitsrechts 2001 mit
weiteren Schutzvorrichtungen gegen Zwangs-
arbeit und Diskriminierung. Äußerst besorgt je-
doch zeigte sich der CESCR angesichts der Men-
schenrechtslage in Tschetschenien. Hierüber ha-
be der Vertragsstaat nicht genügend Informatio-
nen geliefert. Trotz Anerkennung der Schwie-
rigkeiten angesichts der stattfindenden Militär-
operationen war der CESCR besorgt über die un-
zureichende medizinische Versorgung der Be-
völkerung in dem Gebiet. Der CESCR wies auch
auf die prekäre Situation einiger indigener Ge-
meinschaften im Gebiet der Russischen Födera-
tion hin, die deren Recht auf Selbstbestimmung
nach Artikel 1 des Paktes beeinträchtige. Die Ge-
schlechtergleichheit sei insbesondere in den Be-
reichen Beschäftigung, Familie und politische
Repräsentation nicht gewährleistet. Besorgniser-
regend seien auch die hohe Arbeitslosigkeit und
die niedrigen Arbeitslöhne (rund ein Drittel der
Arbeiter bekommen Löhne, die gerade zum Le-
ben ausreichen, oder sogar weniger). Der CESCR
empfahl der russischen Regierung, für eine Ver-
besserung der Verhältnisse in Tschetschenien zu
sorgen, vor allem die Grundversorgung der Be-
völkerung sicherzustellen. Sie solle des weite-
ren gegen die Ausbreitung von HIV/Aids und
Tuberkulose vorgehen und Arbeitsförderungs-
maßnahmen den besonders betroffenen Bevöl-
kerungsgruppen beziehungsweise Regionen des
Landes zukommen lassen.
Im Falle der Demokratischen Volksrepublik
Korea freute sich der Ausschuß über die Bereit-
schaft der Regierung, mit dem CESCR zusam-
menzuarbeiten, und erkannte die Bemühungen
an, die Folgen der Naturkatastrophen Mitte der
neunziger Jahre zu überwinden. Positiv bewer-
tet wurden die landesweite kostenlose Gesund-
heitsversorgung sowie die ebenfalls kostenlose
elfjährige Schulbildung. Der CESCR drückte
Besorgnis aus über die vorherrschenden tradi-
tionellen Einstellungen gegenüber Frauen und
über die Praxis der Arbeitszuweisung durch den
Staat; beides stehe nicht im Einklang mit den
Bestimmungen des Paktes. Es gibt nur einen Ge-
werkschaftsverband, der von der Regierungs-
partei kontrolliert wird. Dies verletzt das Recht,
unabhängige Gewerkschaften zu bilden, in Ar-
tikel 8 des Paktes. Besorgniserregend seien
außerdem die hohe Rate von 45 vH der Kinder
unter fünf Jahren mit chronischer Unterernäh-
rung sowie die zahlreichen Fälle von armuts-
bedingter Krankheiten. Der CESCR empfahl der
Regierung der Volksrepublik, weiterhin inter-
nationale Hilfe und Unterstützung zu suchen
sowie sich in regionale und internationale Akti-
vitäten einzubringen – auch in die des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte. Das Land solle der ILO beitreten
und die wichtigsten ILO-Übereinkommen rati-
fizieren. Es solle weiterhin die Bestrafung für
Personen, die auf der Suche nach Arbeit das
Land verlassen haben, aufheben. Den chronisch
unterernährten Kindern solle seitens der Behör-
den mehr Aufmerksamkeit geschenkt und eine
HIV/ Aids-Präventionskampagne durchgeführt
werden. ❒
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